
 
 
INHALT: Vollzug der Baugesetze – Baugenehmigungsbescheid: 
Sanierung und Nutzungsänderung des Krämerbräu Anwesens mit 
Ersatzbau im Innenhof, 2.Tektur (zu BV III 20190536); Allgemeinver-
fügung des Landratsamtes Pfaffenhofen a.d.Ilm über die Verwendung 
von Schalldämpfern zur Jagdausübung; Schulverband Langenbruck – 
Amtliche Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fragen der 
Verfassung und Entschädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit 
(Verbandssatzung);  
______________________________________________________ 
 

Landratsamt 
 
 
Vollzug der Baugesetze; 
Öffentliche Bekanntmachung des Baugenehmigungsbescheids vom 
11.05.2020 mit dem Aktenzeichen 30/602 BV III 20200303 betreffend 
die Sanierung und Nutzungsänderung des Kramerbräu Anwesens mit 
Ersatzbau im Innenhof, 2. Tektur (zu BV III 20180080 und BV III 
20190536) auf Flurnummer 172 der Gemarkung Pfaffenhofen  
 
Der verfügende Teil der Genehmigung: 
 
„Das Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm erlässt folgenden Baugeneh-
migungs-Bescheid: 
 
1. Für die o.g. Baumaßnahme wird die bauaufsichtliche Ge-

nehmigung erteilt. 
 

2. Der Genehmigung liegen die mit obigem Antrag eingereich-
ten Bauvorlagen, geprüft am 05.05.2020, zugrunde. Die 
Genehmigung umfasst bezüglich der Nutzung des Gast-
raums im Kellergeschoss eine Nutzung durch maximal 83 
Gäste mit Bestuhlung und maximal 200 Personen ohne Be-
stuhlung (keine Versammlungsstätte!). Der Genehmigung 
liegt die Betriebsbeschreibung vom 10.03.2020 zugrunde. 
 

3. Die sanierungsrechtliche Genehmigung gemäß § 245 
BauGB wird erteilt. 
 
 

4. Bedingung: Standsicherheit/Feuerwiderstandsdauer tra-
gender Bauteile 
 
Mit der Errichtung von Bauteilen, für die ein Standsicher-
heitsnachweis erforderlich ist, darf erst begonnen werden, 
wenn dieser, einschließlich der dazugehörigen Konstrukti-
ons- und Bewehrungspläne, dem Landratsamt geprüft vor-
liegt und dafür ein Nachtragsbescheid erteilt worden ist. 
Hinweis: Ein Verstoß gegen diese Bedingung hat grund-
sätzlich die Baueinstellung zur Folge! 
 

5. Abweichungen: 
 

5.1. Die Abweichung Ziffer 5.1 aus dem Genehmigungsbe-
scheid Az. 30/602 BV III 20180080 vom 07.08.2018, geän-
dert mit Tekturgenehmigungsbescheid Az. 30/602 BV III 
20190536 vom 02.08.2019, erhält folgende Fassung: 
 
„Von § 1 Abs. 2 Versammlungsstättenverordnung (VStättV): 
Für die Nichtanwendung der VStättV bzw. der Berech-
nungsformel nach § 1 Abs. 2 VStättV, da entsprechend der 
vorgelegten Betriebsbeschreibung nur ein gleichzeitiger 
Aufenthalt von max. 200 Gästen vorgesehen ist. 

 
5.2. Die Abweichungen Ziffern 5.2 bis einschließlich 5.20 aus 

dem Genehmigungsbescheid Az. 30/602 BV III 20180080 
vom 07.08.2018 sowie deren Änderungen im Tekturge-
nehmigungsbescheid Az. 30/602 BV III 20190536 vom 
02.08.2019 behalten ihre Gültigkeit. Die im Tekturgenehmi-
gungsbescheid  Az. 30/602  BV  III  20190536  vom  
 
 

 
02.08.2019 unter Ziffer 5 ergänzten Abweichungen behal-
ten ihre Gültigkeit. 
 

6. Auflagen: 
 

6.1. Bauordnungsrechtliche Auflagen: 
 

6.1.1. Korrekturen der Bauvorlagen 
Bei der Bauausführung sind die Korrekturen der Bauvorla-
gen zu beachten. 
 

6.1.2. Brandschutznachweis/Bauüberwachung 
Der Nachweis des vorbeugenden Brandschutzes vom 
18.11.2016, geändert mit Datum vom 08.01.2018, 
30.04.2018, 28.03.2019, 04.07.2019, 26.02.2020 und 
15.04.2020, erstellt von Eichenseher Ingenieure, Luitpold-
str. 2 a, 85276 Pfaffenhofen, geprüft am 26.07.2019, sowie 
die zugehörigen Brandschutzpläne sind Bestandteil der 
Baugenehmigung und sind einzuhalten. 
Sie sind allen an der Baumaßnahme beteiligten Firmen vor 
Beginn der Baumaßnahme vorzulegen. 
Der Einbau brandschutzrelevanter Bauteile ist dem Land-
ratsamt Pfaffenhofen vom Bauherrn oder seinem Beauf-
tragten mindestens drei Tage vor Einbaubeginn mitzuteilen. 
Der Bauherr hat sich von allen Firmen, die brandschutzre-
levante Bauteile ausführen und/oder einbauen, die ord-
nungsgemäße Ausführung der Arbeiten und die Überein-
stimmung mit dem geprüften Nachweis des vorbeugenden 
Brandschutzes bestätigen zu lassen (siehe Anlage „Unter-
nehmererklärung“). In der jeweiligen Bestätigung muss ins-
besondere enthalten sein, dass die jeweils geltenden 
EN/DIN-Normen, Zulassungsbestimmungen und Hersteller-
Einbauanleitungen eingehalten sind. 
Der Bauherr hat außerdem allen am Bau beteiligten Firmen 
den geprüften Brandschutznachweis vor Beginn der Bau-
maßnahme zur Kenntnis zu geben und dies zu bestätigen 
(siehe Anlage „Bauherrenerklärung“). 
Auf Anforderung sind diese Bestätigungen dem Landrats-
amt, insbesondere bei Kontrollen vor Ort, vorzulegen. 
 

6.1.3. Brandmeldeanlage mit Aufschaltung 
Dem Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, Bauamt, ist bis spä-
testens zur Nutzungsaufnahme eine Bestätigung über die 
Aufschaltung der Brandmeldeanlage vorzulegen. 
 

6.1.4. ZWANGSGELDANDROHUNG 
Für den Fall, dass die Bestätigung über die Aufschaltung 
der Brandmeldeanlage nicht fristgerecht vorgelegt wird, 
wird ein Zwangsgeld in Höhe von € 5.000,00 angedroht. 
Die Androhung des Zwangsgeldes beruht auf Art. 29, 31 
und 36 des Bayer. Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes (VwZVG). Die Höhe orientiert sich am wirt-
schaftlichen Interesse des Bauherrn; sie erscheint ange-
messen, um den Bauherrn zur Erfüllung der Verpflichtung 
anzuhalten. Das Zwangsgeld wird fällig und mittels Kosten-
rechnung angefordert, wenn die Auflage nicht eingehalten 
wird (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 VwZVG), ohne dass es des Er-
lasses eines neuen Verwaltungsaktes bedarf. Zwangsmittel 
können so lange und so oft angewendet werden, bis die 
Verpflichtung erfüllt ist (Art. 37 Abs. 1 Satz 2 VwZVG). 
 

6.1.5. Baubeginn 
Der Bauherr hat den Ausführungsbeginn des Bauvorha-
bens und die Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer 
Unterbrechung von mehr als sechs Monaten mindestens 
eine Woche vorher dem Landratsamt mittels des Formulars 
„Baubeginnsanzeige“ schriftlich zusammen mit den ggf. er-
forderlichen Bescheinigungen nach Art. 62a Abs. 2 und Art. 
62b Abs. 2 BayBO mitzuteilen bzw. vorzulegen (Art. 68 
Abs. 7 BayBO). 
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Mit der Bauausführung oder mit der Ausführung des jewei-
ligen Bauabschnitts darf erst dann begonnen werden, wenn 
diese Unterlagen dem Landratsamt im Original oder per 
Fax (lediglich gescannte Dokumente können nicht akzep-
tiert werden) vorliegen (Art. 68 Abs. 5 BayBO). 
 

6.1.6. ZWANGSGELDANDROHUNG 
Für den Fall, dass die Baubeginnsanzeige bei Beginn der 
Bauausführung oder Ausführung des jeweiligen Bauab-
schnitts nicht oder nicht vollständig vorgelegt wird, wird ein 
Zwangsgeld in Höhe von € 1.000,00 angedroht. Die Andro-
hung des Zwangsgeldes beruht auf Art. 29, 31 und 36 des 
Bayer. Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes (VwZVG). Die Höhe orientiert sich am wirtschaftlichen 
Interesse des Bauherrn; sie erscheint angemessen, um den 
Bauherrn zur Erfüllung der Verpflichtung anzuhalten. Das 
Zwangsgeld wird fällig und mittels Kostenrechnung ange-
fordert, wenn die Auflage nicht eingehalten wird (Art. 37 
Abs. 1 Satz 1 VwZVG), ohne dass es des Erlasses eines 
neuen Verwaltungsaktes bedarf. Zwangsmittel können so 
lange und so oft angewendet werden, bis die Verpflichtung 
erfüllt ist (Art. 37 Abs. 1 Satz 2 VwZVG). 

 
6.2. Immissionsschutzrechtliche Auflagen: 

 
6.2.1. Die immissionsschutzrechtlichen Auflagen Ziffern 6.2.1 bis 

6.2.4 und 6.2.6 bis 6.2.12 des Tekturgenehmigungsbe-
scheids vom 02.08.2019, Az. 30/602 BV III 20190536, gel-
ten weiter. 

 
6.2.2. Die Auflage Ziffer 6.2.5 des Tekturgenehmigungsbescheids 

vom 02.08.2019, Az. 30/602 BV III 20190536, erhält fol-
gende Fassung: 

 
„Die Fenster der Gaststätte sind ab 22:00 Uhr geschlossen 
zu halten.“ 

 
6.2.3. Folgende immissionsschutzrechtliche Auflagen werden 

ergänzt: 
 

„6.2.13  Die Betriebsbeschreibung vom 
10.03.2020 ist Bestandteil der Genehmigung.“ 

 
„6.2.14  Weitere immissionsschutzrechtliche 
Auflagen bleiben vorbehalten.“ 

 
6.3. Folgende denkmalschutzrechtlichen Auflagen werden 

ergänzt: 
 

6.3.1. Neue Wände bzw. Einbauten sind reversibel in Trocken-
bauweise auszuführen. 
 

6.3.2. Im Übrigen gelten die denkmalschutzrechtlichen Auflagen 
der Erstgenehmigung vom 07.08.2018 mit dem Az.: 30/602 
BV III 20180080 sowie der Tekturgenehmigung vom 
02.08.2019 mit dem Az.: 30/602 BV III 20190536 fort. 
 

6.4. Sonstige Auflage: 
 
Die Auflagen der Kreisbrandinspektion aus Ziffer 6.4 des 
Genehmigungsbescheids Az. 30/602 BV III 20180080 vom 
07.08.2018, geändert unter Ziffer 6.4 des Tekturgenehmi-
gungsbescheids Az. 30/602 BV III 20190536 vom 
02.08.2019, behalten ihre Gültigkeit. 

 
7. Hinweise: nicht widergegeben 

 
8. Kosten: Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu 

tragen. Für diesen Bescheid werden gemäß beiliegender 
Kostenrechnung und Anlage Kosten in Höhe von 1.502,50 
€ erhoben. 
 

9. G r ü n d e : n i c h t  w i d e r g e g e b e n  
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München  

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen1

 
Form. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Infor-
mationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entneh-
men Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsge-
richten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Bitte beachten Sie, dass seit der Rechtsänderung vom 01.01.1998 
Rechtsmittel von Dritten (z.B. Nachbarklagen) gegen die Zulassung 
eines Bauvorhabens keine aufschiebende Wirkung mehr haben. Das 
heißt, mit dem Bau kann im Regelfall sofort begonnen werden, aber 
auf eigenes Risiko. 
 
Zur Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung (Baustopp) kann 
beim Verwaltungsgericht München aber ein Antrag nach § 80 a Abs. 
3 Satz 2 i.V.m. § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
gestellt werden.“ 
 
 
Der Bescheid mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung liegt in 
der Zeit  
 

vom 04.06.2020 bis einschließlich 03.07.2020 
 

im Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, Zimmer B 210, Hauptplatz 22, 
85276 Pfaffenhofen nach Art. 29 BayVwVfG zur allgemeinen Ein-
sichtnahme aus.  

 
Dort können Beteiligte Einwendungen vorbringen. Nach Ablauf der 
Frist von einem Monat nach dieser Bekanntmachung sind alle öffent-
lich-rechtlichen Einwendungen gegen den Bescheid ausgeschlossen. 
Die Zustellung der Baugenehmigung wird durch diese öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. 
 
Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, 27.05.2020 
 
Albert Gürtner, Landrat 
_______________________________________________________ 

 
 

Allgemeinverfügung 
des Landratsamtes Pfaffenhofen an der Ilm 

über die Verwendung von Schalldämpfern zur Jagdausübung 
vom 25.05.2020 

 
 
Aufgrund des Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit Art. 29 Abs. 2 Nr. 
7 des Bayerischen Jagdgesetzes (BayJG) erlässt das Landratsamt 
Pfaffenhofen an der Ilm folgende Einzelanordnung als Allgemeinver-
fügung: 
 
I. In Einschränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG 

ist es gestattet, Schalldämpfer mit für die Jagd zugelassenen 
Langwaffen für Munition mit Zentralfeuerzündung bei der 
Jagdausübung in allen Jagdrevieren einschließlich dem jagdli-
chen Übungsschießen im Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm zu 
verwenden. 

 
II. Ferner wird es den Jagdscheininhabern aus dem Zuständig-

keitsbereich des Landratsamtes Pfaffenhofen an der Ilm in Ein-
schränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG inner-
halb ganz Bayern gestattet, bei der Jagdausübung einschließ-
lich dem jagdlichen Übungsschießen, Schalldämpfer mit für die 
Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition mit Zentralfeuer-
zündung zu verwenden. 
 

III. Diese Allgemeinverfügung steht unter dem Vorbehalt ihres 
Widerrufs. 
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IV. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Bekanntma-

chung als bekannt gegeben. 
 
 

Gründe: 
I. 

Das jagdrechtliche Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern ist 
in Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG geregelt. Von diesem Verbot können 
gem. Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 BayJG Ausnahmen zugelassen werden.  
 
Durch den Schussknall bei der Jagdausübung können gesundheit-
liche Beeinträchtigungen beim Hörvermögen ausgelöst werden. 
Gehörschutz am Ohr ist nicht für alle Jäger und Jagdarten geeignet. 
Außerdem wird dadurch das Problem der Umweltbelastungen (Trei-
ber, Hundeführer, Hunde, Anwohner, Erholungsverkehr etc.) nicht 
reduziert. Mit der Verwendung von Schalldämpfern wird die gesund-
heitliche Gefährdung, die bei der Abgabe eines Schusses entsteht, 
verringert. Der Schussknall wird hierbei nicht völlig, aber um 20 bis 30 
Dezibel verringert. Durch diese Reduzierung wird eine für den Ge-
sundheitsschutz entscheidende Lärmschwelle unterschritten. Aus 
diesem Grund wurden bereits in der Vergangenheit Einzelanträge auf 
Ausnahmen von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG zugelas-
sen.  
 
Am 20.02.2020 sind die Änderungen des Dritten Waffenrechtsände-
rungsgesetzes (3. WaffRÄndG) bezogen auf den Umgang mit Schall-
dämpfern im Rahmen der Jagd und des jagdlichen Übungsschießens 
in Kraft getreten. Durch den neu eingefügten § 13 Abs. 9 WaffG 
werden Schalldämpfer Langwaffen gleichgestellt. Dadurch wird es 
Jägern ermöglicht, bei Vorliegen der weiteren in § 13 WaffG genann-
ten Voraussetzungen Schalldämpfer ohne (gesonderte) Erlaubnis zu 
erwerben, ohne Nachweis eines Bedürfnisses zu besitzen und ohne 
gesonderte Erlaubnis Schalldämpfer zur befugten Jagdausübung zu 
führen und im Rahmen der befugten Jagdausübung und des Übungs-
schießens mit Jagdwaffen, an denen Schalldämpfer angebracht sind, 
zu schießen. Die Regelungen finden ausschließlich Anwendung auf 
für die Jagd zugelassene Langwaffen für Munition mit Zentralfeuer-
zündung. Damit entfällt das Erfordernis eines Voreintrags in die Waf-
fenbesitzkarte für den Erwerb eines Schalldämpfers.  
 
Infolge der Änderung des Waffengesetzes sind zahlreiche Anträge 
von Jägern auf eine Ausnahme von dem Verbot der Jagdausübung 
mit Schalldämpfern zu erwarten. In Anbetracht des Grundrechts auf 
körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG sind diese 
Anträge zu genehmigen. Um eine einheitliche Regelung zu gewähr-
leisten sowie eine Entlastung der Verwaltung zu erreichen, wird die 
Ausnahme von dem Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern 
mit der vorliegenden Allgemeinverfügung geregelt.  
 
 

II. 
1. Das Landratsamt Pfaffenhofen an der Ilm ist gem. Art. 52 
Abs. 3 BayJG, Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG sachlich und örtlich 
zuständig. 
 
2. Die Voraussetzungen für die Einschränkung des jagdlichen 
Verbotes nach Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG sind erfüllt (Art. 29 Abs. 3 
Nr. 2 in Verbindung mit Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG). Im Rahmen der 
Ausnahmeentscheidung ist das Grundrecht auf körperliche Unver-
sehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zu berücksichtigen. Mit der 
Verwendung von Schalldämpfern wird die gesundheitliche Gefähr-
dung, die bei der Abgabe eines Schusses entsteht, deutlich verrin-
gert. Aus Gründen des Gesundheitsschutzes ist die Ausnahme im 
Rahmen einer verfassungskonformen Anwendung der jagdrechtlichen 
Vorschriften daher zu erteilen. 
 
3. Die Einschränkung des Verbots gilt nach Ziff. 1 für die 
befugte Jagdausübung einschließlich des jagdlichen Übungsschie-
ßens auf dem gesamten Gebiet des Landkreises Pfaffenhofen. Die 
unter I. genannten Gründe des Gesundheitsschutzes machen eine 
Einschränkung des Verbots für alle zur Jagdausübung berechtigten 
Personen unabhängig von ihrem Wohnsitz in allen Jagdrevieren 
gleichermaßen erforderlich. 
 
4.  In Einschränkung des Verbots wird gleichzeitig nach Ziff. 2 
für alle Jagdscheininhaber aus dem Zuständigkeitsbereich des Land-
ratsamts Pfaffenhofen an der Ilm eine Ausnahme von dem Verbot des 
Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG für die befugte Jagdausübung einschließ-
lich des jagdlichen Übungsschießens innerhalb ganz Bayerns erteilt. 
Gehen diese Personen in Bayern außerhalb des Landkreises Pfaf-
fenhofen an der Ilm zur Jagd und ist in diesem Gebiet keine auf das 

Gebiet dieses Landkreises oder dieser kreisfreien Stadt entsprechen-
de Allgemeinverfügung erlassen, so ist die Ausnahme von dem Ver-
bot der Jagdausübung mit Schalldämpfern aus den genannten Grün-
den auch hier erforderlich. Insofern ersetzt Ziff. 2 den Erlass von 
Einzelgenehmigungen, die jedem einzelnen Jagdscheininhaber aus 
dem Zuständigkeitsbereich des Landratsamt Pfaffenhofen an der Ilm 
auf Antrag erteilt werden müsste. 
 
5. Die Ausnahme gilt im Rahmen der Jagd und des jagdlichen 
Übungsschießens mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für 
Munition mit Zentralfeuerzündung. Diese Einschränkung ist entspre-
chend der Regelung des § 13 Abs. 9 Satz 2 WaffG vorzunehmen. 
Das bedeutet, dass die Ausnahme für Schalldämpfer i. V. m. Lang-
waffen für Munition mit Randfeuerzündung nicht im Wege einer jagd-
rechtlichen Allgemeinverfügung erteilt werden kann. 
 
6. Der Widerrufsvorbehalt nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 
BayVwVfG unter Ziffer III. soll sicherstellen, dass jederzeit auf verän-
derte Bedingungen, beispielsweise gesetzliche Änderungen, reagiert 
werden kann. 
 
7. Ziffer IV. der Allgemeinverfügung stützt sich auf Art. 41 Abs. 
4 S. 4 BayVwVfG. 
 
8. Für diese Allgemeinverfügung werden nach Art. 3 Abs. 1 
Nr. 2 des Kostengesetzes (KG) keine Kosten erhoben, da deren 
Erlass von Amts wegen im überwiegenden öffentlichen Interesse 
ergeht. 
 
Hinweis: 
 
Die Aufnahme des „jagdlichen Übungsschießens“ in die Ausnahme 
von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG dient der Klarstellung, 
dass der Änderung des Waffenrechtes entsprechend sowohl die 
Jagdausübung als auch das Übungsschießen mit für die Jagd zuge-
lassenen Langwaffen für Munition mit Zentralfeuerzündung unter 
Verwendung von Schalldämpfern gestattet ist. Das Verbot des Art. 29 
Abs. 2 Nr. 7 BayJG erstreckt sich nur auf die Ausübung der Jagd 
unter Verwendung von Schalldämpfern, insofern ist jagdrechtlich eine 
Einschränkung des Verbots auch nur insoweit erforderlich.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht München Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München schrift-
lich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformer-
satz zugelassenen Form.  
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:  
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Infor-
mationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entneh-
men Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). Kraft Bundesrechts wird in Pro-
zessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, 27.05.2020 
 
Albert Gürtner, Landrat 
_______________________________________________________ 

 

Schulverband Langenbruck 
 
 
Amtliche Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fra-
gen der Verfassung des Schulverbands Langenbruck und Ent-
schädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit (Verbands-
satzung) 
 

Die Schulverbandsversammlung des Schulverbands Langenbruck 
(nachfolgend stets Schulverbandsversammlung genannt) erlässt 
aufgrund des Art. 9 Abs.1 Satz 2 des Bayerischen Schulfinanzie-
rungsgesetzes (BaySchFG) – BayRS 2230-7-1-K – i.V.m. Art. 18, Art. 
19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2, 3 und 5, Art. 29 Satz 
2, Art. 30 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 und 2, Art. 47 Abs. 6 und Art. 26 Abs. 
1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
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(KommZG) – BayRS 2020-6-1-I – sowie Art. 20 a und Art. 32 Abs. 1 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) – BayRS 2020-
1-1-I – folgende 

Satzung 
zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands 

und Entschädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit  
(Verbandssatzung: 

 
 

§ 1 Name und Sitz des Schulverbands 
 
(1) Der Schulverband führt folgenden Namen: Schulverband Lan-

genbruck. 
(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in 85084 Reichertshofen, 

Schlossgasse 5. 
(3) Sein räumlicher Geltungsbereich umfasst den mit Rechtsverord-

nung der Regierung von Oberbayern vom 15. April 2005 (Amts-
blatt Nr. 9/2011) festgelegten Schulsprengel für die Volksschule 
Langenbruck. 

(4) Mitglieder des Schulverbands sind der Markt Reichertshofen und 
die Gemeinde Pörnbach. 

 
§ 2 Organe des Schulverbandes 

 
Die Organe des Schulverbandes sind 
 
(1) die Schulverbandsversammlung 
(2) die Person, die den Vorsitz des Schulverbandes führt (Schulver-

bandsvorsitzender) 
(3) für den Schulverband wird zusätzlich ein Rechnungsprüfungs-

ausschuss gebildet. Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht 
aus 3 Mitgliedern, die die Schulverbandsversammlung aus ihrer 
Mitte bestellt. Den Vorsitz führt ein von der Schulverbandsver-
sammlung bestimmtes Ausschussmitglied. 

 
§ 3 Schulverbandsversammlung 

 
(1) Die Schulverbandsversammlung besteht aus den ersten Bür-

germeistern der am Schulverband beteiligten Gemeinden oder 
deren nach Art. 31 Abs. 2 oder Abs. 3 KommZG bestellten Stell-
vertretern. Gemeinden, aus denen am 1. Oktober jeden Jahres 
51 bis 100 Schüler die Verbandsschule besuchen (Verbands-
schüler) entsenden einen und für jedes weitere angefangene 
Hundert Verbandsschüler nochmals einen weiteren Verbandsrat 
in die Verbandsversammlung. Stellt eine Gemeinde wegen 
Rückgangs ihrer Verbandsschüler zum Stichtag zu viele Ver-
bandsräte, sind sie durch den Gemeinderat vor der nächsten 
Verbandsversammlung abzuberufen (Art. 9 Abs. 3 BaySchFG). 

(2) Den Vorsitz in der Schulverbandsversammlung führt der Schul-
verbandsvorsitzende 

 
§ 4 Schulverbandsvorsitzender 

 
(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte auf die Dauer 

der Wahlzeit der Ersten Bürgermeister (Art. 41 Abs. 1 bzw. Art. 
42 Abs. 1 GLKrWG) den Verbandsvorsitzenden und seinen 
Stellvertreter. 

(2) Der Schulverbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit alle 
Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung dem Ersten 
Bürgermeister zukommen. 

 
§ 5 Geschäftsgang 

 
Der Schulverband gibt sich eine Geschäftsordnung. Im Übrigen gel-
ten für den Geschäftsgang die Bestimmungen der Gemeindeordnung, 
soweit sie nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 
Satz 1 KommZG anwendbar sind. 
 

§ 6 Ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung 
 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übri-

gen Mitglieder der Schulverbandsversammlung (Schulverbands-
räte) sind ehrenamtlich tätig, Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. 
m. Art. 30 Abs. 1 Satz 1 KommZG. Die Tätigkeit der Schulver-
bandsräte erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen 
und Entscheidungen der Schulverbandsversammlung und ihrer 
Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besonde-
re Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer 

Vorschrift der Geschäftsordnung (§ 2 Absatz 3 und 4) übertra-
gen werden. 

(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schul-
verbandsversammlung kraft  Amtes  angehören, das sind die 
ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemein-
den (Art. 9 Abs. 3 Satz 1 BaySchFG), haben nur Anspruch auf 
Ersatz ihrer Auslagen, Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i.V.m. Art. 
30 Abs. 2 Satz 2 KommZG) soweit sie nicht Schulverbandsvor-
sitzender, Ausschussvorsitzender oder deren Stellvertreter sind. 

(3) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten 
für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für die notwendige Teilnahme 
an Sitzungen der Schulverbandsversammlung oder eines Aus-
schusses für jede Sitzung in Höhe von 25,00 Euro. 

(4) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine 
jährliche Aufwandsentschädigung von 600,- € (d.h. 50,- 
€/Monat). Der stellvertretende Vorsitzende erhält für seine Tätig-
keit eine jährliche Aufwandsentschädigung von 60,- € (d.h. 5,- 
€/Monat). 

(5) Die Mitglieder  der Schulverbandsversammlung erhalten ferner 
a)   für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für 
      die Beamten  des Freistaates  Bayern geltenden  Rechtsvor- 
      schriften; als  Dienstreise  gilt  nicht der Weg  zu den Sitzun- 
      gen  der Schulverbandsversammlung, die  an  dem üblichen 
      Sitzungsort, insbesondere  an  dem  in  § 13 Abs. 2 der  Ge- 
      schäftsordnung des Schulverbands  genannten  Ort  stattfin- 
      den. 
b)   wenn  sie Angestellte oder  Arbeiter sind, Entschädigung für 
      den nachgewiesenen Verdienstausfall; 
c)   wenn  sie  selbstständig  Tätige  sind, für  den entstandenen 
      Verdienstausfall  einen  Pauschalsatz  –  für  jede  Stunde  
      Sitzungsdauer, soweit  die  Sitzungen  nicht in der Zeit nach 
      19:00 Uhr oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen 
      Feiertagen stattfinden, in Höhe von 38,22 Euro. 
d)   wenn sie keine Ersatzansprüche nach Buchstaben a), b) und 
      c) haben, wenn ihnen jedoch im beruflichen oder häuslichen 
      Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das 
      Nachholen versäumter  Arbeit oder die Inanspruchnahme ei- 
      ner Hilfskraft  ausgeglichen werden  kann,  ein Pauschalsatz 
      unter den  in Buchstabe  c)  genannten Voraussetzungen  in  
      der Höhe von 38,22 Euro; ob die vorstehend genannten Vo- 
      raussetzungen vorliegen, entscheidet die Schulverbandsver- 
      sammlung unter Ausschluss des Betroffenen. 

(6) Die Entschädigungsleistungen nach Abs. 5 werden nur auf 
Antrag gewährt. 

(7) Etwaige Ablieferungspflichten nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 
BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 2 Satz 3, erster Halbsatz 
KommZG und Art. 20a Abs. 4 GO sowie Art. 30 Abs. 2 Satz 3 
letzter Halbsatz KommZG sind erfüllt, wenn die Ablieferung ge-
genüber der Gemeinde erfolgt, in der das Mitglied der Schulver-
bandsversammlung ein kommunalpolitisches Ehrenamt ausübt. 

 
§ 7 Rechnungsprüfung 

 
Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungs-
ausschuss. 
 

§ 8 Kassengeschäfte 
 
Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden aufgrund einer 
Zweckvereinbarung von der Verwaltungsgemeinschaftskasse Rei-
chertshofen geführt. 
 

§ 9 Finanzbedarf 
 

Gem. Art. 9 Abs. 5 Satz 1 BaySchFG erhebt der Schulverband für 
seinen durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs von den 
Verbandsmitgliedern eine Umlage (Schulverbandsumlage). 

Die zu erhebende Umlage wird nach der Zahl der am 1. Oktober des 
Vorjahres bestehenden Verbandsschüler jeder Gemeinde bemessen 
 

§ 10 Ausscheiden von Mitgliedern 
 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbands-
mitglied aus dem Schulverband aus, so findet eine Vermögensausei-
nandersetzung zwischen dem Schulverband und dem ausscheiden-
den Verbandsmitglied statt, Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. 
Art. 47 Abs. 6 KommZG. 
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§ 11 Abwicklung 

 
Im Falle der Auflösung des Schulverbandes findet eine Abwicklung 
nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i.V.m. Art. 47 Abs. 1 bis 5 
KommZG statt. 
 

§ 12 Bekanntmachungen des Schulverbandes 
 

(1) Die Verbandssatzung wird von der Rechtsaufsichtsbehörde des 
Schulverbands in ihrem Amtsblatt bekannt gemacht (Art. 9 Abs. 
1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. Art. 21 Abs. 1 Satz 1 KommZG). 

 
(2) Die Mitgliedsgemeinden des Schulverbands weisen auf die 

Veröffentlichung nach Abs. 1 gemäß den jeweils dort für die amt-
liche Bekanntmachung von gemeindlichen Satzungen geltenden 
Vorschriften amtlich hin (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. 
Art. 21 Abs. 2 und Art. 24 Abs. 2 KommZG). 

 
(3) Für sonstige Bekanntmachungen gelten die in den Mitgliedsge-

meinden des Schulverbands bestehenden Vorschriften. 
 

§ 13 In-Kraft-Treten 
 
Die Satzung tritt am 01.05.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
vom 11.12.2019 außer Kraft. 
 
Reichertshofen, 27.05.2020 
 
Michael Franken, Schulverbandsvorsitzender 
 
 
Die Verbandssatzung des Schulverbands Langenbruck wurde mit 
Schreiben vom 29.05.2020, Az.: 60/205 rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, 29.05.2020 
Landratsamt 
 
Albert Gürtner, Landrat 
_______________________________________________________ 

 
Tag der Veröffentlichung: 03.06.2020 


